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Sehr geehrter Herr Furrer,

Iiebe Sprecher*lnnen des Freundeskreises Flüchtlinge Lahr,

zunächst herzlichen Dank für lhr Schreiben vom 16.März 2019, in dem Sie die Probleme

schildern, die durch die Erhöhung der Nutzungsgebühren in den Flüchtlingsunterkünften

im Ortenaukreis entstanden sind.

Die Erhöhung der Nutzungsgebühren in kommunalen Flüchtlingsunterkünften stößt nicht

nur bei lhnen in Lahr auf Empörung, sondern hat schon vor geraumer Zeit unter

Flüchtlingsinitiativen und Helfer-Kreisen in ganz Baden-Württemberg Unverständnis und

Proteste ausgelöst. Der SWR und zahlreiche Zeitungen haben seit 2017 regelmäßig

darüber berichtet und vergleichbare Beispiele wie die aus dem Ortenaukreis aufgegriffen.

Der FIüchtlingsrat Baden-Württemberg hatte dazu eigens eine Umfrage initiiert

(https://fluechtlinqsrat-bw.de/informationen-ansichVhohe nutzungsqebuehren fugr-

qefluechtete-mit-eiqenem-einkommen. html).

Obwohl die allgemeine Rechtsgrundlage für die Erhebung von Venrualtungs- und

Benutzungsgebühren und anderen Beiträgen und für den Erlass von kommunalen

Abgabensatzungen der Gemeinden und Landkreise im Kommunalabgabengesetz der

Länder verankert ist, liegt die Zuständigkeit für die Erhebung solcher Gebühren - anders

als von lhnen dargestellt und vermutet - jedoch nicht beim Land, sondern ist allein

Sache der Kommunen bzw. in diesem Fall des Ortenaukreises.
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Auch ein zweiter Aspekt ist in diesem Zusammenhang wichtig: Bei den Gebühren für

Flüchtlingsunterkünfte handelt es sich rechtlich eben nicht um Mietkosten, sondern um

ein Nutzungsentgelt, dass jede Gemeinde nach §§ 13 ff Kommunalabgabengesetz

(KAG) für die Nutzung ihrer Einrichtungen erheben kann und nach den allgemeinen

Haushaltsgrundsätzen (§§ 77 Gemeindeordnung) sogar erheben muss.

Eine Kommune muss wirtschaftlich so planen und agieren, dass die ErfÜllung ihrer

gesetzlichen Aufgaben stets gesichert ist. Deshalb wird ein ausgeglichener Haushalt

angestrebt und versucht, Kosten soweit wie möglich durch Einnahmen (Steuern,

Zuschüsse, Beiträge und Gebühren) zu decken. Das Gebot der Wirtschaftlichkeit gilt

auch für die Landkreise bzw. Großen und Freien Kreisstädte.

Da es sich bei den Flüchtlingsunterkünften um Einfachst-Unterkünfte mit

gemeinschaftlicher Küche und Sanitäreinrichtungen handelt, die nicht der

Wohnbauverordnung (u.a. mit mindestens 10 qm Fläche pro Person) entsprechen

müssen, wird keine Miete, sondern eine Nutzungsgebühr erhoben. Aus diesem Grund

greifen auch die Bestimmungen des Mietrechts (2.8. in Hinblick auf eine ortsübliche

Vergleichsmiete oder Obergrenze für Wohngeldempfänger) nicht, denn es gibt ja keinen

Mietvertrag. Die Bewohner werden entweder aus einer Erstaufnahmeeinrichtung des

Landes oder über eine ortspolizeiliche VerfÜgung zuqewiesen.

Eine 100%ige Kostendeckung der Ausgaben ist aufgrund der gesetzlichen Vorgaben zur

Haushaltsführung zwar anzustreben, wird in der Regel aber nicht ausgeschöpft, weil

manche Beiträge (2.8. für die Kinderbetreuung) dann schlicht nicht mehr bezahlbar

wären. Viele kommunale Einrichtungen sind daher Zuschussbetriebe, was aber im Sinne

der Daseinsvorsorge auch in Kauf genomrnen wird. Auch das Landratsamt des

Ortenaukreises weist ja darauf hin, dass man die (rechtlich mögliche 100%ige

Kostendeckung) bei den Nutzungsgebühren für die örtlichen Flüchtlingsunterkünfte nicht

ausgeschöpft hat.

Gleichwohl sind bei der Kalkulation der Gebühren alle Kosten zu berücksichtigen, die

durch Betrieb der Flüchtlingsunterkunft ausgelöst werden. Das sind das nicht nur die

Kosten für Wasser, Abwasser, Strom und Heizung, auch Hausmeisterdienste sowie das

Beratungsangebot des kommunalen lntegrations- und Sozialdienstes können über die

Gebühren an die Nutzer weitergegeben werden. Die Gebühren kann der Landkreis bzw.

die Kommune entweder flächen- und/oder ein personenbezogen berechnen.



Dass es dabei - so wie im Ortenaukreis - zwangsläufig zu Unwuchtigkeiten kommt, ist

auch dem Umstand geschuldet, dass Gemeinschaftsunterkünfte vom Gesetzgeber vom

Grundsatz her nicht für dauerhaftes Wohnen, sondern nur als Not- und lnterimslösung

gedacht sind. Viele Geflüchtete leben jedoch weit länger oder sogar dauerhaft in

Gemeinschaftsunterkünften, weil sie angesichts der hohen Nachfrage und

explodierender Preise auf dem freien Wohnungsmarkt keine bezahlbare Wohnung

finden.

Für anerkannte und schutzbedürftige Flüchtlinge, die Sozialleistungen beziehen, sind die

vergleichsweise hohen ,,Wohngebühren" insofern kein Problem, weil diese vom

Jobcenter übernommen werden. Hinzu kommt, dass hohe Nutzungsgebühren für die

Kommunen auch deshalb einen Anreiz darstellen, weil ihnen der Bund im Rahmen des

lntegrationspaketes einen erheblichen Teil der Kosten der Unterkunft (KdU) fÜr

anerkannte bzw. schutzbedürftige Flüchtlinge erstattet.

Fatal und tatsächlich kontraproduktiv wirkt sich die Nutzungsgebühr jedoch für all

diejenigen Flüchtlinge aus, die arbeiten. Sie monieren dies lhrem Schreiben zu ja auch

zu Recht. Diese Flüchtlinge laufen als "Selbstzahler" voll in die Kostenfalle. Die hohe

Nutzungsgebühr verschlingt einen Großteil des Arbeitseinkommens und führt letztlich

dazu, dass selbst Vollzeit-Arbeitende zusätzlich beim Jobcenter

Unterstützungsleistungen beantragen müssen. Nicht gerade integrationsfordernd wenn

man bedenkt, dass sowohl Kindergeld und Elterngeld in dem Fall angerechnet werden.

Sie sehen, das Thema ist äußerst komplex und vielschichtig, und die unterschiedlichen

gesetzlichen Regelungen, Abhängigkeiten und Zuständigkeiten im finanziellen Geflecht

zwischen Bund, Ländern und Kommunen zeitigen dabei mitunter Effekte, die nicht

zufriedenstellen können.

Als integrationspolitische Sprecherin meiner Fraktion bin ich über solche negativen

Aspekte der Nutzungsgebühren natürlich alles andere als glücklich.

Damit Nutzungsgebühren jedoch nicht weiterhin eine ,,lntegrationsbremse" darstellen und

arbeitende Flüchtlinge die Erfahrung machen müssen, dass sich Arbeit unter diesen

Umständen finanziell nicht lohnt, muss an mehreren Stellschrauben gedreht werden.



Auf kommunaler Ebene sind die Gremien in den Kommunen (Gemeinderat, Stadtrat,

Kreistag) gefordert. Die Kommunen müssen dafür sorgen, dass Gemeinschafts-

unterkünfte in einem Zustand gehalten werden, der ein menschenwürdiges Leben

ermöglicht. Dazu gehört selbstverständlich auch, dass erkennbare Mängel und Schäden

zeitnah behoben werden. Zum anderen haben Kommunen bei GebÜhren ja durchaus

Gestaltungsspielraum. Auch hat es die Komrnune in der Hand, z. B. über Vorgaben im

Bebauungsplan die Rahmenbedingungen dafür zu schaffen, dass vor Ort bezahlbarer

Wohnraum entsteht. Dies wäre für viele Menschen in unserer Gesellschaft eine große

finanzielle Enlastung - und auch für bleibeberechtigte Flüchtlinge, die mit ihren Familien

notgedrungen und viel zu lange in unzureichenden Gemeinschaftsunterkünften leben

müssen.

Auf Landesebene fordert die SPD schon seit Monaten eine Wohnraumoffensive, um den

sozialen Wohnungsbau im Land voranzubringen. ln Baden-WÜrttemberg fehlen bis zum

Jahr 2025 rund 500.000 Wohnungen. Da reicht es nicht, wie die grÜn-schwarze

Landesregierung, ein paar oberflächliche Korrekturen vorzunehmen. Wir fordern die

Gründung einer Landesentwicklungsgesellschaft, mehr Geld für die

Landeswohnraumförderung sowie schärfere ordnungspolitische Maßnahmen, um Mieter

und die Gemeinnützigkeit von Wohnungsbaugenossenschaften besser zu schützen.

Mit freundlichen Grüßen

Sabine Wölfle


